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Entwurf eines Gesetzes 

Über die patentamtlichen Gebühren 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 


Gebührentarif 


§ 1 

Die patentamtlichen Gebühren betragen: 


A. Bei Patenten 

Deutsche 

Mark 


1. für die Anmeldung (§ 26 Abs. 2 des 

Patentgesetzes) 50 

2. für die Bekanntmachung der An- 
meldung (§11 Abs. 1, § 31) . . . . 60 

3. a) für das 3. Patentjahr 

(§ 11 Abs. 1) 50 

b) für das 4. Patentjahr 

(§11 Abs. 1) 50 

c) für das 5, Patentjahr 

(§llAbs. 1) 80 

d) für das 6. Patentjahr 

(§llAbs. 1) 125 

e) für das 7. Patentjahr 

(§ 11 Abs. 1) . . ■ 175 

f) für das 8. Patentjahr 

(§llAbs. 1) 250 

g) für das 9. Patentjahr 

(§ 11 Abs. 1) 325 

h) für das 10. Patentjahr 

(§llAbs. 1) 400 

i) für das 11. Patentjahr 

(§llAbs. 1) 525 


Deutsche 


Mark 

k) für das 12. Patentjahr 

(§llAbs. 1) 675 

l) für das 13. Patentjahr 

(§ 11 Abs. 1) 825 

m) für das 14. Patentjahr 

(§ 11 Abs. 1) . . ■ 1000 

n) für das 15. Patentjahr 

(§ 11 Abs, 1) 1175 

o) für das 16. Patentjahr 

(§ 11 Abs. 1) 1350 

p) für das 17. Patentjahr 

(§11 Abs. 1) 1525 

q) für das 18. Patentjahr 

(§ 11 Abs. 1) 1700 


4. für den Antrag auf Festsetzung der 

angemessenen Vergütung für die Be- 
nutzung der Erfindung (§14 Abs. 4) 50 

5. für den Antrag auf Änderung der 

festgesetzten Vergütung für die Be- 
nutzung der Erfindung (§14 Abs. 5) 100 

6. für den Antrag auf Eintragung einer 


Änderung in der Person des Patent- 
inhabers oder seines Vertreters (§ 24 
Abs. 2) 20 

7. für den Antrag auf Eintragung der 

Einräumung eines Rechts zur aus- 
schließlichen Benutzung der Erfin- 
dung oder auf Löschung dieses 
Eintragung (§ 25 Abs. 4) 20 

8. für die Einlegung der Beschwerde 

(§ 34 Abs. 1) 60 

9. für den Antrag auf Beschränkung des 

Patents (§ 36 a) 60 

10. für den Antrag auf Erklärung der 
Nichtigkeit oder auf Zurücknahme 
oder auf Erteilung einer Zwangs- 
lizenz (§ 37 Abs. 4) 350 
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Deutsche 

Mark 


Deutsche 

Mark 


11. für den Antrag auf Erlaß einer einst- 
weiligen Verfügung (§ 41 Abs. 2) . 300 

12. für die Einlegung der Beschwerde 

gegen die Entscheidung über den 
Antrag auf Erlaß einer einstweiligen 
Verfügung (§ 41 Abs. 3) 300 

13. für die Anmeldung der Berufung 

(§ 42 Abs. 1) 300 

B. Bei Gebrauchsmustern 

1. für die Anmeldung (§ 2 Abs. 5 des 

Gebrauchsmustergesetzes) .... 30 

2. für den Antrag auf Eintragung einer 
Änderung in der Person des Rechts- 
inhabers oder seines Vertreters 

(§ 3 Abs. 4) 10 

3. für die Verlängerung . der Schutz- 
dauer (§ 14 Abs. 2) 150 

4. für die Einlegung der Beschwerde 

(§ 4 Abs. 2, soweit § 34 des Patent- . 
gesetzes anzuwenden ist) 60 

5. für den Antrag auf Löschung (§ 8) 150 

6. für die Einlegung der Beschwerde 
gegen den Beschluß der Gebrauchs- 
musterabteilung (S 10 Abs. 1) . . . 250 

C. Bei Warenzeichen 

1 . für die Anmeldung — Anmelde- 

gebühr — (§2 Abs. 3 des Waren- 
zeichengesetzes) 30 

2. für die Anmeldung — Klassen- 
gebühr — (§2 Abs. 3) 20 

3. Für die Erhebung des Widerspruchs 

(§ 5 Abs. 5) 12 


4. für den Antrag auf Eintragung eines 
Übergangs des Warenzeichens oder 
eines Wechsels des Vertreters des 
Zeicheninhabers (§ 3 Abs. 1 Nr. 3, 

§ 8 Abs. 1) 20 

5. für die Eintragung (§7) 50 

6. für den Antrag auf beschleunigte 

Eintragung (§ 6 a Abs. 2) 60 

7. für die Verlängerung der Schutz- 
dauer — Verlängerungsgebühr — 

(§ 9 Abs. 2) 120 

8. für die Verlängerung der Schutz- 
dauer — Klassengebühr — 9 

Abs. 2) 30 


9. für die Anmeldung eines Verbands- 
zeichens — Anmeldegebühr — (§17 
Abs. 3, § 2 Abs. 3) 300 

10. für die Anmeldung eines Verbands- 

zeichens — Klassengebühr — (§17 
Abs. 3, § 2 Abs. 3) 50 

11. für die Eintragung eines Verbands- 
zeichens (§17 Abs. 3, § 7) ... . 300 

12. für die Verlängerung der Schutz- 
dauer eines Verbandszeichens — Ver- 
längerungsgebühr — (§17 Abs. 3, 

S 9 Abs. 2) 1000 

1 3. für die Verlängerung der Schutzdauer 

eines Verbandszeichens — Klassen- 
gebühr — (§17 Abs. 3, § 9 Abs. 2) 75 

14. für die Einlegung der Beschwerde 
(§ 13 Satz 1) außer dem Falle der 

Nr. 16 60 

15. für den Antrag auf Löschung (§10 

Abs. 2 Nr. 2) 150 

16. für die Einlegung der Beschwerde 
in Löschungssachen (§ 13 Satz 1, 

§ 10 Abs. 2 Nr. 2) 250 

D. Sonstige Gebühren 

1. Zuschlaggebühr für die Verspätung 
der Zahlung 

a) der Bekanntmachungsgebühr 
oder einer Patentjahresgebühr ^ 
(A. Nr. 2, 3 Buchst, a bis q des • 
Tarifs; § 31 Satz 2, § 11 Abs. 3 
Satz 2 des Patengesetzes) . . . o- 

b) der Gebühr für die Verlänge- ^ 
rung der Schutzdauer eines Ge- 
brauchsmusters (B. Nr. 3 des ^ 
Tarifs; § 14 Abs. 2 Satz 4 des ' g 
Gebraudismustergesetzes) . . . g- 

c) der Gebühr für die Verlänge- g 

rung der Schutzdauer eines ^ 
Warenzeichens (C. Nr. 7 und 12 ^ 

des Tarifs; § 9 Abs. 2 Satz 5, O 
§ 17 Abs. 3 des Warenzeichen- gt 
gesetzes) J ^ 

2. Nationale Gebühr für den Antrag 
auf internationale Markenregistrie- 
rung (§ 2 Abs. 2 des Gesetzes über 
den Beitritt des Reichs zu dem Ma- 
drider Abkommen über die inter- 
nationale Registrierung von Fabrik- 
oder Handelsmarken vom 12. Juli 
1922 — Relchsgesetzbl. II S. 669, 

779 —) 100 
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Deutsche 

Mark 

3. Gebühr für die Einlegung der Be- 
schwerde nach § 2 Abs. 3 der Ver- 
ordnung über die internationale 
Registrierung von Fabrik- oder 
Handelsmarken in der Fassung vom 
17. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 656) 60 


Artikel 2 
Gebührenmarken 

§ 2 

Gebühren können durch Verwendung von 
Gebührenmarken entrichtet werden. 

Artikel 3 

Übergangs- und Sdilußbestimmungen 

§ 3 

(1) Gebühren, die vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes fällig geworden sind, sind 
nach den bisherigen Vorschriften zu entrichten. 

(2) Die Vorschrift des § 24 Abs. 1 des 
Ersten Überleitungsgesetzes vom 8. Juli 1949 
(WiGBl. S. 175) ist mit der Maßgabe anzu- 
wenden, daß für die nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes fällig werdenden Patentjahres- 
gebühren an die Stelle der Gebührensätze 
des Gesetzes über die patentamtlichen Ge- 
bühren vom 5. Mai 1936 (Reichsgesetzbl. II 
S. 142) die Gebührensätze dieses Gesetzes 
treten. 

§ 4 

Für Patentjahresgebühren, die nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes fällig werden 
und vor dem 1. Januar 1954 gemäß § 11 
Abs. 9 des Patentgesetzes vorausgezahlt wor- 
den sind, gelten die bisherigen Gebührensätze. 


§ 5 

(1) Wird eine innerhalb von drei Monaten 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes fällig 
werdende Gebühr, die mit einem Antrag oder 
Rechtsmittel zu entrichten ist, nach den bis- 
herigen Gebührensätzen rechtzeitig entrichtet, 
so kann der Unterschiedsbetrag zwischen der 
nach den bisherigen Gebührensätzen und der 
nach diesem Gesetz zu entrichtenden Gebühr 
bis zum Ablauf einer vom Patentamt zu 
setzenden Frist von einem Monat nach Zu- 
stellung nachgezahlt werden. Wird der Unter- 
schiedsbetrag innerhalb der vom Patentamt 
gesetzten Frist nachgezahlt, so gilt die Ge- 
bühr als rechtzeitig entrichtet. 

(2) Wird eine innerhalb von drei Monaten 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes fällig 
werdende Bekanntmachungsgebühr, Patent- 
jahresgebühr oder Gebühr für die Verlänge- 
rung der Schutzdauer eines Gebrauchsmusters 
oder Warenzeichens nach den bisherigen Ge- 
bührensätzen rechtzeitig entrichtet, so ergeht 
die nach § 11 Abs. 3 und § 31 des Patent- 
gesetzes, § 14 Abs. 2 des Gebrauchsmuster- 
gesetzes und § 9 Abs. 2 des Warenzeichen- 
gesetzes vorgesehene Nachricht nur für den 
Unterschiedsbetrag zwischen der entrichteten 
und der nach diesem Gesetz zu entrichtenden 
Gebühr. Der tarifmäßige Zuschlag für die 
Verspätung der Zahlung wird nicht erhoben. 

§ 6 

Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ist 
§13 des Fünften Überleitungsgesetzes vom 
18. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 615) auf 
die patentamtlichen Gebühren, die von diesem 
Zeitpunkt an fällig werden, mit Ausnahme 
der Gebühr für die Erhebung des Einspruchs 
nicht mehr anzuwenden. 

§ 7 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 8 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1955 In 
Kraft. 
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Begründung 


1 . 

Allgemeines 

Der geltende Tarif für die patentamtlidien 
Gebühren wurde durch das Gesetz über die 
patentamtlichen Gebühren vom 5. Mai 1936 
(RGBl. II S. 142) eingeführt. Er geht bereits 
auf das Gesetz über die patentamtlichen Ge- 
bühren vom 26. März 1926 (RGBl. II S. 181) 
zurück und wurde 1936 nur in einigen Punk- 
ten geändert. 

Bei der Festsetzung der patentamtlichen Ge- 
bühren im Jahre 1926 war die Reichsregie- 
rung davon ausgegangen, daß es darauf an- 
komme, den damals voraussehbaren Aus- 
gabenbedarf des Reichspatentamts aus den 
Einnahmen zu decken, die aus dem Eingang 
patentamtlicher Gebühren zu erwarten waren. 
Um dabei dem Patentamt als einer in ihren 
Einnahmen und Ausgaben wegen der jähr- 
lichen Schwankungen in der Zahl der Anmel- 
dungen besonders konjunkturabhängigen Be- 
hörde auch haushaltsmäßig eine sichere Ar- 
beitsgrundlage zu gewährleisten, wurden die 
patentamtlichen Gebühren in der Weise fest- 
gesetzt, daß über die Deckung der damals vor- 
auszusehenden Ausgaben hinaus dem Patent- 
amt auch eine gewisse angemessene Ein- 
nahmereserve verblieb, die es ^möglichen 
sollte, unerwartete Änderungen in den Ein- 
nahmen oder Ausgaben aufzufangen. 

Dies entsprach einer Übung, die sich ganz all- 
gemein für die Festsetzung von patentamt- 
lichen Gebühren herausgebildet hatte. Die 
Reichsregierung hat in der Zeit nach dem 
ersten Weltkrieg bei Einbringung von Ge- 
setzen über patentamtliche Gebühren wieder- 
holt zum Ausdruck gebracht, daß es In erster 
Linie das Ziel dieser Gebührengesetze sein 
müsse, den Flaushalt des Patentamts unter 
Berücksichtigung einer angemessenen Sicher- 
heitsquote zum Auffangen unvorhergesehener 
Belastungen auszugleichen. Dieser für die 
Haushaltspolitik einer einzelnen Behörde an 
sich ungewöhnliche Grundsatz findet seine 
Rechtfertigung darin, daß es nicht angeht, die 
Allgemeinheit der Steuerzahler mit Kosten 
zu belasten, deren Aufwendung jedenfalls 
unmittelbar nur der am gewerblichen 
Rechtsschutz Interessierten Wirtschaft zugute 
kommt. Der Haushalt des Reichspatentamts 
ist aus diesem Grunde In den letzten Jahr- 
zehnten stets ausgeglichen gewesen und hat 


darüber hinaus Überschüsse aufgewiesen, die 
es sicherstellten, daß der notwendige Aus- 
gleich der Einnahmen und Ausgaben des 
Reidispatentamts bei etwa gleichbleibender 
Haushaltslage niemals ernstlich In Frage ge- 
stellt war. 

Der Grundsatz, daß das Patentamt einen in 
Einnahmen und Ausgaben ausgeglichenen 
Haushalt und darüber hinaus eine gewisse 
angemessene Einnahmereserve benötigt, um 
den Forderungen von Industrie und Wirt- 
schaft nach einer leistungsfähigen Erteilungs- 
behörde gerecht werden zu können, soll auch 
weiterhin beibehalten und der Festsetzung 
der patentamtlichen Gebühren zugrunde ge- 
legt werden. Mit diesem Grundsatz sind die 
geltenden Sätze der patentamtlichen Ge- 
bühren, die nach dem Ausgabenbedarf des 
Jahres 1926 festgesetzt worden sind, nicht 
mehr zu vereinbaren. Denn die Haushalts- 
lage des Deutschen Patentamts hat sich gegen- 
über der Zeit vor dem Kriege grundlegend 
verändert. 

Nach der bisherigen Entwicklung des Haus- 
halts des Deutschen Patentamts werden die 
nächsten Jahre trotz des durch das Fünfte 
Überleitungsgesetz vom 18. Juli 1953 (BGBl. I 
S. 615) eingeführten Zuschlags zu den patent- 
amtlichen Gebühren in Höhe von 20 v. _H. 
ein erhebliches Haushaltsdefizit bringen. Be- 
reits der Entwurf des Bundeshaushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1954 weist einen Zu- 
sdiußbetrag von 859 000 DM für das Patent- 
amt aus. Dieser Zuschußbetrag gibt jedoch die 
wahre Haushaltslage des Deutschen Patent- 
amts und den tatsächlichen Zuschußbedarf 
nicht wieder. Die Ausgaben des für das Rech- 
nungsjahr 1954 zusätzlich bewilligten Per- 
sonals sind nur zu einem Teil berücksichtigt, 
weil die zusätzlich bewilligten Stellen nidit 
schon sämtlich bei Beginn, sondern erst Im 
Laufe des Rechnungsjahres 1954 besetzt sein 
werden. Der Fehlbetrag im Haushalt des 
Deutschen Patentamts wird daher selbst bei 
einem gegenüber 1954 unveränderten Per- 
sonalbestand schon für das Rechnungsjahr 
1955 nicht unwesentlich größer sein. Unter 
Berücksichtigung dieses Umstandes muß für 
die nächste Zeit mit einem echten Zuschuß- 
bedarf von etwa 2,2 Millionen DM gerechnet 
werden, für den nach den gegenwärtigen Ge- 
bührensätzen eine Deckung aus den Einnah- 
men des Patentamts nicht erwartet werden 
kann. 
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Die Verschlechterung der Haushaltslage des 
Deutschen Patentamts ist in erster Linie auf 
die infolge Preis- und Gehaltserhöhungen 
vermehrten Sach- und Personalausgaben 
zurückzuführen. 

Das Patentamt ist eine Behörde, die in be- 
sonders hohem Maße mit sächlichen Aus- 
gaben belastet ist. Die Gründe hierfür liegen 
in der Größe des Amtes, der großen Zahl der 
von ihm vorzunehmenden Veröffentlichun- 
gen (Patentschriften, Patentblatt, Waren- 
zeichenblatt, Blatt für Patent-, Muster- und 
Zeichenwesen usw.) sowie in der Notwendig- 
keit, den außerordentlich umfangreichen und 
sich ständig vermehrenden technischen Ver- 
gleichsstoff für die Prüfung der Patentanmel- 
dungen aufzubauen und auf dem neuesten 
Stand zu halten. Der unverhältnismäßig 
große Umfang der Sachausgaben führt dazu, 
daß der Haushalt des Patentamts in weit 
höherem Maße als bei anderen Behörden von 
den allgemeinen Preischwankungen beein- 
flußt wird. Aus diesem Grunde hat sich die 
Erhöhung des allgemeinen Preisspiegels auf 
die Haushaltslage des Deutschen Patentamts 
besonders stark ausgewirkt. 

Hinzu kommt, daß die Erhöhung der Dienst- 
bezüge der Angehörigen des Patentamts 
gegenüber 1938 bei einem Personalbestand 
von rund 1800 Personen zu einschneidenden 
Mehrausgaben führt. 

Demgegenüber haben die Gebühreneinnah- 
men des Patentamts infolge des Systems fester 
Gebührensätze, wie es sich für das patent- 
amtliche Verfahren als zweckmäßig erwiesen 
hat, an der Entwicklung der Preise und Ge- 
hälter nicht teilgenommen. Während bei den 
Gerichtsgebühren die in den letzten Jahren 
eingetretene Steigerung der Preise und 
Lebenshaltungskosten außer durch den Im 
Gesetz über Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Kostenrechts vom 7. August 1952 (BGBl. I 
S. 401) bestimmten Zusdilag von 25 bzw. 
20 V. H. auch durch die sich von selbst er- 
gebende Erhöhung der Streitwerte Berück- 
sichtigung gefunden hat, sind die patentamt- 
lichen Gebühren von dieser Entwicklung aus- 
geschlossen geblieben. 

Die Einführung eines Zuschlages zu den 
patentamtlichen Gebühren In Höhe von 
20 V. H. gemäß § 13 des Fünften Über- 
leitungsgesetzes brachte lediglich äußerlich 
eine Angleichung an den für den Bereich der 
Gerichte und der Justizverwaltungen einge- 
führten Gebührenzuschlag, ohne In Ihren tat- 


sächlichen Auswirkungen der Erhöhung der 
Gerichtsgebühren gleichzukommen. Dies Ist 
bereits in der amtlichen Begründung zum 
Regierungsentwurf des Fünften Überleitungs- 
gesetzes hervorgehoben worden. Die Einfüh- 
rung des Gebührenzuschlages stellte insoweit 
nur eine vorläufige Maßnahme dar, die die 
Höhe der patentamtlichen Gebühren nicht 
endgültig und abschließend festlegen sollte. 
Als weiterer Grund für die Verschlechterung 
der Haushaltslage des Deutschen Patentamts 
kommt der erhöhte Personalbedarf des Deut- 
schen Patentamts hinzu. Dieser erhöhte Per- 
sonalbedarf beruht einmal darauf, daß sich 
entgegen allen Erwartungen die Zahl der 
beim Patentamt neu eingehenden Schutz- 
rechtsanmeldungen gegenüber der Vorkriegs- 
zeit z. T. erheblich vermehrt hat. Ferner ist 
nach den Feststellungen des Patentamts der 
einzelne Prüfer des Amtes angesichts des seit 
der Zeit vor dem zweiten Weltkrieg außer- 
ordentlich angewachsenen technischen Ver- 
gleichstoffs, der bei der Prüfung der Patent- 
anmeldungen zu berücksichtigen ist, nicht 
mehr in der Lage, in derselben Arbeitszeit die 
gleiche Zahl von Anmeldungen wie vor dem 
Kriege zu erledigen. Schließlich kommt hin- 
zu, daß es infolge der unerwartet großen 
Zahl der neu eingehenden Schutzrechtsanmel- 
dungen bisher nicht gelungen ist, die umfang- 
reichen Rückstände, die sich durch Über- 
nahme der beim Reichspatentamt und bei 
den Annahtnestellen Darmstadt und Berlin 
eingereichten Anmeldungen ergeben hatten, 
aufzuarbeiten. Diese Umstände haben dazu 
geführt, daß das Patentamt mit seinem der- 
zeitigen Personalbestand nicht in der Lage ist, 
die Dauer der durch Neuanmeldungen einge- 
leiteten Erteilungs- und Eintragungsverfah- 
ren auf das vor dem zweiten Weltkrieg 
übliche und den Bedürfnissen der Wirtschaft 
entsprechende Maß zurückzuführen. Bei 
dieser Sachlage läßt es sich nicht vermeiden, 
daß der erste Prüfungsbescheid des Patent- 
amts oft erst nach Ablauf von zwölf Monaten 
seit Einreichung der Anmeldung ergehen 
kann und wegen der Notwendigkeit der 
Wahrung der zwölfmonatigen Frist Aus- 
landsanmeldungen in Unkenntnis des vom 
Patentamt entgegengehaltenen neuheits- 
schädlichen Materials eingeleitet werden müs- 
sen. Auf diese Weise müssen bei den Aus- 
landsanmeldungen oft Werte investiert wer- 
den, die bei rechtzeitiger Unterrichtung des 
Anmelders über den vom Patentamt ermittel- 
ten Stand der Technik hätten eingespart wer- 
den können. 
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Diese weite Kreise der Industrie und Wirt- 
schaft mit Besorgnis erfüllende Entwicklung 
ist Anfang 1953 Gegenstand von Erörterun- 
gen mit den Spitzenorganisationen der Indu- 
strie gewesen. Bei diesen Erörterungen wurde 
Übereinstimmung darüber erzielt, daß einer 
weiteren Verschlechterung der Geschäftslage 
des Deutschen Patentsamts nur durch eine 
weitere Personalvermehrung entgegengewirkt 
werden könne und' für die Durchführung 
dieser Personalvermehrung auch eine noch- 
malige Gebührenerhöhung in Kauf genom- 
men werden müsse. 

Die geschilderte bisherige Entwicklung der 
Haushaltslage des DeutsAen Patentamts und 
die Forderung, eine weitere Personalvermeh- 
rung beim Deutschen Patentamt vorzuneh- 
men, hat die Erhöhung der patentamtlichen 
Gebühren unvermeidlich werden lassen. Die 
Beibehaltung der bisherigen Gebührensätze, 
die abgesehen von dem 20 Voigen Zuschlag 
praktisdi auf dem Stand des Gesetzes über 
die patentamtlichen Gebühren vom 26. März 
1926 stehen geblieben sind, würde nicht nur 
den schon jetzt bestehenden Zuschußbedarf 
des Patentamts ungedeckt lassen, sondern 
darüber hinaus auch die vom Patentamt für 
notv/endig erachtete weitere Vermehrung des 
Personals wegen Fehlens der erforderlichen 
Deckung in den Einnahmen des Patentamts 
verhindern und damit den reibungslosen Ar- 
beitsablauf des Patentamts gefährden. Der 
Ausweg, die Allgemeinheit der Steuerzahler 
für die Kosten des Patentamts aufkommen 
zu lassen, erscheint aus den bereits eingangs 
erwähnten Gründen nicht gerechtfertigt. 
Andererseits muß aber auch eine Verschlech- 
terung der Arbeit des Deutschen Patentamts, 
die von diesem selbst als unausweichliche 
Folge einer Ablehnung der vorgeschlagenen 
Gebührenerhöhung bezeichnet wird, unter 
allen Umständen — darüber sind sich alle be- 
teiligten Kreise einig — vermieden werden. 
Eine Erhöhung der bestehenden patentamt- 
lichen Gebühren ist deshalb angesichts der 
Notwendigkeit einer Deckung sowohl des 
schon jetzt vorhandenen Zuschußbedarfs als 
auch der noch zu erwartenden Mehrausgaben 
nicht zu umgehen. 

In dem Entwurf werden durch Änderung des 
Tarifs nur solche Gebühren erhöht, deren 
Erhöhung eine Änderung des Patentgesetzes, 
des Gebrauchsmustergesetzes und des Waren- 
zeichengesetzes nicht erfordert. Dadurch soll 
vermieden werden, nur aus Anlaß der Er- 
höhung der patentamtlichen Gebühren diese 


erst kürzlich neu gefaßten Gesetze bereits 
wieder zu ändern. Aus dem gleichen Grunde 
soll im gegenwärtigen Zeitpunkt auch von 
der Einführung neuer Gebühren, die nur im 
Wege einer Änderung der genannten Ge- 
setze möglich wäre, abgesehen werden. Fer- 
ner sind in dem Entwurf des neuen Gebüh- 
rentarifs diejenigen Gebühren von der Er- 
höhung ausgenommen worden, die erst in 
jüngster Zeit in Kenntnis der nach dem 
zweiten Weltkrieg eingetretenen Entwick- 
lung der Preise und Gehälter eingeführt wor- 
den sind. 

Für den Umfang der mit dem Entwurf beab- 
sichtigten Gebührenerhöhung und die Fest- 
legung der Höhe der einzelnen patentamt- 
lichen Gebühren waren im wesentlichen fol- 
gende Gesiclitspunkte maßgebend: 

Zunädist erschien es gerechtfertigt, die Höhe 
der Gebühren dem erhöhten Stand der Preise 
und Lebenshaltungskosten anzupassen. Inso- 
weit bedeutet die Gebührenerhöhung ledig- 
lich die Beseitigung des bisher bestehenden 
und nicht gerechtfertigten Mißverhältnisses 
zwischen Preisen und patentamtlichen Ge- 
bühren. Der Gesichtspunkt der Angleichung 
der Gebühren an den erhöhten Stand der 
Preise und Lebenshaltungskosten war Insbe- 
sondere bei der Festlegung der Sätze für die 
Patentjahresgebühren maßgebend, für die 
der Entwurf Im Durchschnitt eine Erhöhung 
auf einen Stand von etwa 167 v. H. gegen- 
über dem Stand von 1936 vorsieht. 

In bewußter Abweichung von diesem Grund- 
satz sieht der Entwurf außerdem vor, daß 
andere Gruppen von Gebühren darüber hin- 
aus erhöht werden. 

Das erscheint deswegen geboten, weil be- 
stimmte Gebühren, für die als Beispiele die 
Beschwerde-, Nichtigkeits- und Löschungsge- 
bühren angeführt werden können, nach den 
bisherigen Gebührensätzen offensichtlich der 
Bedeutung und den Kosten der Verfahren, 
für die sie zu entrichten sind, nicht gerecht 
werden. Diese Verfahren, die in einer Be- 
setzung mit drei oder fünf höheren Beamten 
des Patentamts durchgeführt werden, erfor- 
dern einen Arbeits- und Kostenaufwand, der 
in den meisten Fällen in einem krassen Miß- 
verhältnis zu den nach dem bisherigen Ge- 
bührentarif für diese Verfahren zu entrich- 
tenden Gebühren steht. Außerdem handelt es 
sich bei dem Gegenstand dieser Verfahren 
in der Regel um Werte, denen gegenüber die 
Gebühr weder in ihrer bisherigen noch in der 
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im Entwurf vorgeschlagenen Höhe ins Ge- 
wicht fällt. Schließlich erscheint es gerecht- 
fertigt, soldhe Gebühren wie z. B. die Ge- 
bühren für die Nichtigkeits- und Löschungs- 
verfahren In ein angemessenes Verhältnis zu 
den Gerichtsgebühren zu setzen, da es sich 
insoweit um Verfahren handelt, die gericht- 
lichen Verfahren stark angenähert sind. Alle 
diese Gründe sprechen dafür, die bisherige 
offenbare Unterbewertung dieser Gruppe 
von Gebühren zu beseitigen und deshalb die 
Grenze der Erhöhung Insoweit nicht in dem 
Stand der allgemeinen Preis- und Kosten- 
steigerung zu sehen. 

Über die Anpassung an den erhöhten Preis- 
stand geht der Entwurf, wenn auch teilweise 
aus anderen als den vorerwähnten Grün- 
den, ferner für die Gruppe von Gebühren 
hinaus, die für den Sdiutz von Waren- 
zeichen zu entrichten sind. Hier handelt 
es sich um Gebühren, deren bisherige Höhe 
der Bedeutung der Schutzrechte, für die sie 
zu entrichten sind, auch nicht annähernd 
entspricht. Dies gilt sowohl für die Be- 
deutung dieser Rechte an sich, die sich in- 
folge der immer stärker werdenden Be- 
tonung des Gütegedankens und damit des 
Markenartikels in zunehmenden Maße ge- 
steigert hat, als auch für die Bedeutung dieser 
Rechte im Verhältnis zu den ande *en ge- 
werblichen Schutzrechten, die schon n .''h dem 
bisherigen Gebührentarif mit zum l il er- 
heblich höheren Gebühren belastet werden. 
Hinzu kommt ferner, daß bei der Fest- 
setzung der Höhe der Warenzeichengebühren 
soziale Rücksichten, die 'bei der Festsetzung 
der Patent- und Gebrauchsmustergebühren 
nicht außer acht gelassen werden dürfen, aus- 
schelden können. Denn die Anmeldung und 
Aufrechterhaltung eines Warenzeichens setzt 
nach gesetzlicher Vorschrift notwendig das 
Vorhandensein eines Geschäftsbetriebes vor- 
aus und erfordert deshalb von vornherein 
eine finanzielle Grundlage, der gegenüber 
selbst bei einem kleinen Betrieb auch die im 
Entwurf vorgeschlagenen Gebühren nicht 
wesentlich ins Gewicht fallen. Es erscheint 
deshalb gerechtfertigt, auch bei den Waren- 
zeichengebühren von dem Grundsatz der 
Angleichung der Gebühren an den allge- 
meinen Stand der Preise und Lebenshaltungs- 
kosten abzuweichen und höhere Sätze einzu- 
führen. 

Für den Umfang der vorgeschlagenen Gebüh- 
renerhöhung wurde die vom Patentamt für 
erforderlich gehaltene weitere Vermehrung 


des Personalbestandes um etwa 170 Personen 
mitberücksichtigt. Das Patentamt hält eine 
derartige Personalvermehrung für unver- 
meidbar, um den zu erwartenden Arbeitsan- 
fall In einer den Forderungen von Industrie 
und Wirtschaft entsprechenden Weise bewäl- 
tigen zu können. Mit diesem Personalbestand 
dürfte der personelle Aufbau des Patentamts 
als abgeschlossen anzusehen sein. 

Nach den auf dieser Grundlage angestellten 
Berechnungen, die naturgemäß auf Schätzun- 
gen beruhen und insofern gewisse Unsicher- 
heitsfaktoren einschließen, kann nach Inkraft- 
treten des Gesetzes für das Rechnungsjahr 
1955 bei einem voraussichtlichen Ausgaben- 
bedarf von Insgesamt 26,5 Millionen DM und 
einer voraussichtlichen Gesamteinnahme von 
26,8 Millionen DM mit einem Überschuß 
von etwa 0,3 Millionen DM für das Patent- 
amt gerechnet werden. Für die infolge der 
Gebührenerhöhung zu erwartende Vermin- 
derung der Vornahme gebührenpflichtiger 
Handlungen ist dabei ein Ausfallbetrag von 
1,2 Millionen DM (etwa 4,5 v. H. der vor- 
aussichtlichen gesamten Gebühreneinnahmen) 
berücksichtigt. In dieser Berechnung Ist die 
eingangs erwähnte Sicherheitsquote, die zum 
Auffangen konjunktureller Schwankungen 
und zur Sicherung einer gleichbleibenden 
Haushaltslage durch Ausgleich von Einnah- 
men und Ausgaben notwendig Ist, nicht ent- 
halten. Diese erforderliche Reserve von etwa 
10 V. H, der Einnahmen dürfte sich jedoch in 
den auf das Rechnungsjahr 1955 folgenden 
Jahren dadurch bilden, daß mit einer all- 
mählichen Steigerung der Einnahmen aus den 
Patentjahresgebühren und mit dem fort- 
schreitenden Wegfall bestimmter, durch den 
Aufbau des Amts bedingter Sachausgaben ge- 
rechnet werden kann. 

IL 

Die einzelnen Bestimmungen 

Artikel 1 

Gebührentarif 

Zu § 1 

§ 1 des Entwurfs enthält den neuen Gebüh- 
rentarif. Ein Vergleich dieses Tarifs mit den 
Gebührensätzen der Jahre 1936 und 1953 ist 
In der Anlage beigefügt. 

Zu den einzelnen Gebühren wird noch fol- 
gendes bemerkt: 
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1. Die Erhöhung der Anmeldegebühr für 
Patente von bisher 30 DM auf 50 DM 
geht über eine Angleichung an die in an- 
deren Ländern mit vergleichbaren Patent- 
erteilungsbehörden bestehenden Sätze 
nicht hinaus. Mit 50 DM liegt die Anmel- 
degebühr immer noch zum Teil erheblich 
unter den Sätzen, wie sie z. B. in Däne- 
mark, Großbritannien, Irland, den Nie- 
derlanden, Schweden, der Schweiz und 
den Vereinigten Staaten bestehen. Bei der 
Erhöhung der Anmeldegebühr für Ge- 
brauchsmuster ist das bisherige Verhält- 
nis zur Patentanmeldegebühr gewahrt 
worden. 

2. Zur Erhöhung der Bekanntmachungsge- 
bühr von bisher 36 DM auf 60 DM ist 
hervorzuheben, daß diese Gebühr die 
Stelle der ersten und zweiten Patentjah- 
resgebühr einnimmt und deshalb in 
einem bestimmten angemessenen Verhält- 
nis zu den Patentjahresgebühren stehen 
muß. Außerdem ist bei dieser Erhöhung 
zu berücksichtigen, daß die Bekannt- 
machung der Anmeldung den Eintritt des 
einstweiligen Schutzes bewirkt und dem 
Anmelder damit bereits ein vorläufiges 
Ausschlußrecht gewährt. Soziale Beden- 
ken greifen gegenüber dieser Erhöhung 
nicht durch, da die Bekanntmachungsge- 
bühr nach § 11 Abs. 7 des Patentgesetzes 
bis zum Beginn des 7. Patentjahres gestun- 
det und unter bestimmten Voraussetzun- 
gen erlassen werden kann. 

3. Die Patentjahresgebühren häben nach 
dem Entwurf durch die Erhöhung auf 
etwa 167 v. H. des Standes von 1936 
etwa den Stand der allgemeinen Lebens- 
haltungskosten erreicht. Der Entwurf ver- 
meidet bewußt eine Veränderung der bis- 
her bestehenden Struktur des Jahresge- 
bührentarifs, die als solche seit 1926 im 
wesentlichen unverändert bestehen geblie- 
ben ist und sich in dieser Zelt bewährt 
und als sozial gerechtfertigt erwiesen hat. 
Gegen die Erhöhung der Jahresgebühren 
lassen sich soziale Bedenken ebenso wie 
bei der Bekanntmachungsgebühr nicht an- 
führen. Denn auch die Patentjahresgebüh- 
ren können nach § 11 Abs. 7 des Patent- 
gesetzes bis zum Beginn des 7. Patent- 
jahres gestundet und erlassen werden, 
wenn der Patentinhaber seine Bedürftig- 
keit nachweist. Darüber hinaus können 
auch für die weiteren Jahre der Lauf- 
dauer des Patents gemäß § 1 1 Abs. 4 des 


Patentgesetzes bestimmte Zahlungserleich- 
terungen gewährt werden. Schließlich ist 
in diesem Zusammenhang zu erwähnen, 
daß ein bedürftiger Patentinhaber nach 
§ 14 des Patentgesetzes die Möglichkeit 
hat, eine Ermäßigung der Patentjahres- 
gebühren auf die Hälfte dadurch zu er- 
reichen, daß er sich bereit erklärt, jeder- 
mann die Benutzung der Erfindung gegen 
angemessene Vergütung zu gestatten. 

4. Die Erhöhung der Beschwerdegebühr in 
Patent-, Gebrauchsmuster- und Waren- 
zeichensachen von bisher 24 DM auf 
60 DM geht über . eine Angleichung an 
das allgemeine Preisniveau hinaus. Sie er- 
scheint jedoch im Hinblick auf den Um- 
fang des Verfahrens und den für dieses 
Verfahren erforderlichen Arbeits- und 
Kostenaufwand gerechtfertigt. Mit 60 DM 
Hegt die Beschwerdegebühr im Verhältnis 
zu den sonstigen von dem Beschwerde- 
führer zur Durchführung des Verfahrens 
aufzuwendenden Kosten immer noch auf 
einer Höhe, die nicht zu einer Beschrän- 
kung des Rechtsschutzes und der Möglich- 
keit zu fruchtbarer Kritik an den Ent- 
scheidungen des Patentamts führt. Im 
übrigen gewährleistet die Möglichkeit der 
Bewilligung des Armenrechts, daß die Be- 
schwerdeinstanz auch von bedürftigen 
Anmeldern angerufen werden kann. 

5. Die Gebühren für die Nichtigkeits-, 
Zwangslizenz-, Zurücknahme- und 
Löschungsverfahren sowie für die Ver- 
fahren über Anträge auf Erlaß einer 
einstweiligen Verfügung sollen nach dem 
Entwurf erheblich erhöht werden. Dies 
erscheint aus Gründen der Bedeutung 
dieser Verfahren und Ihres prozeßähn- 
lichen Charakters gerechtfertigt und 
bringt auch für bedürftige Antragsteller 
keine Beschränkung des Rechtsschutzes 
mit sich, da auch für diese Verfahren das 
Armenrecht bewilligt werden kann. 

6. Die Erhöhung der Gebühr für die Ver- 
längerung der Schutzdauer eines Ge- 
brauchsmusters erscheint auch bei Berück- 
sichtigung sozialer Gesichtspunkte des- 
wegen gerechtfertigt, weil der Inhaber 
eines Gebrauchsmusters nach Ablauf der 
Schutzdaucr von drei Jahren die Verlän- 
gerung seines Schutzrechts um weitere 
drei Jahre nur beantragen wird, wenn das 
Schutzrecht für ihn einen entsprechenden 
wirtschaftlichen Wert hat. Für diesen 
Fall erscheint die im Entwurf vorgesehene 
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Gebühr nicht zu hoch. Ist die Zahlung der 
Verlängerungsgebühr dem Gebrauchs- 
musterinhaber aus sozialen Gründen nicht 
zuzumuten, so kann auch diese Gebühr 
nach § 14 Abs. 4 des Gebrauchsmuster- 
gesetzes gestundet werden. 

7. Die allgemeinen Gesichtspunkte für die 
Erhöhung der Gebühren für die Anmel- 
dung, Eintragung und Verlängerung von 
Warenzeichen sind bereits im Allgemei- 
nen Teil der Begründung dargelegt wor- 
den. Zusätzlich ist lediglich noch hervor- 
zuheben, daß die im Entwurf vorgeschla- 
gene Anmeldegebiihr noch zum Teil er- 
heblich unterhalb der Sätze bleibt, die in 
anderen Staaten, z. B. in Dänemark, 
Griechenland, den Niederlanden, Nor- 
wegen, Schweden, der Schweiz und den 
Vereinigten Staaten bestehen. 

Die Klassengebühr erscheint nach dem gel- 
tenden Tarif mit 6 DM wesentlich unter- 
bewertet, weil die Erstreckung des Zei- 
chenschutzes auf jede weitere Waren- 
klasse den sachlichen Schutzbereich des 
Warenzeichens erweitert und dement- 
sprechend den der Allgemeinheit verblie- 
benen schutzrechtsfreien Raum ein- 
sdiränkt. Es ist in diesem Zusammen- 
hang darauf hiiizuweisen, daß in einer 
Anzahl von Staaten für jede einzelne 
Warenklasse eine besondere Anmeldung 
einzureichen ist. 

Die Gebühren für die Eintragung und 
Verlängerung des Warenzeichens stellen 
das Entgelt für die ^ Schutzdauer von je- 
weils zehn Jahren dar und stehen damit 
auch nach den erhöhten Sätzen des Ent- 
wurfs in keinem angemessenen Verhält- 
nis zu der für ein Patent in jedem Jahr 
zu entrichtenden Jahresgebühr. Denn 
nach den vorgeschlagenen Sätzen entfällt 
auf jedes Jahr der ersten zehnjährigen 
Schutzdauer nur ein Betrag von 5 DM 
und für jedes weitere Jahr nur ein Betrag 
von 18 DM, wenn man zugrunde legt, 
daß im Durchschnitt jedes Zeichen für 
zwei Warenklassen angemeldet wird. 
Diese Sätze erscheinen für Rechte mit der 
Wertchance eines Warenzeichens gerecht- 
fertigt. 

8. Von einer Erhöhung der Zusdilagsgebüh- 
ren ist abgesehen worden, weil die Ver- 
spätung der Zahlung in vielen Fällen nicht 
auf ein Verschulden zurückzuführen ist. 
Die Erwähnung des bisherigen Mindest- 
betrages von 5 DM erübrigt sidi, weil 


nach den erhöhten Gebührensätzen des 
Entwurfs die Zuschlagsgebühren den Be- 
trag von 5 DM in jedem Falle erreichen. 

9. Neu sind in den Tarif die erst nach dem 
Kriege eingeführten Gebühren für die Er- 
hebung des Widerspruchs (§ 5 Abs. 5 des 
Warenzeichengesetzes) und für den An- 
trag auf beschleunigte Eintragung des 
Zeichens (§ 6 a Abs. 2 des Warenzeichen- 
gesetzes) aufgenommen worden. Diese 
Gebühren sind ebenso wie die Gebühr 
für den Antrag auf Beschränkung des 
Patents (§ 36 a des Patentgesetzes) gegen- 
über den bisherigen Sätzen nicht erhöht 
worden. Ferner erscheint es zweckmäßig, 
auch die Gebühren für die Einlegung der 
Beschwerde gegen die Beschlüsse der Ge- 
brauchsmusterstelle (§ 4 Abs. 2 des Ge- 
brauchsmustergesetzes, soweit § 34 des 
Patentgesetzes anzuwenden Ist) und für 
die Einlegung der Beschwerde gegen Be- 
scheide der Markenstelle, durch die ein 
Antrag zurückgewiesen wird (§ 2 Abs. 3 
der Verordnung über die Internationale 
Registrierung von Fabrik- oder Handels- 
marken in der Fassung vom 17. Juli 1953), 
nunmehr ausdrücklich In den Gebühren- 
tarif aufzunehmen. Beide Beschwerde- 
möglichkeiten bestehen erst seit dem In- 
krafttreten des Fünften Überleitungsge- 
setzes und der Zweiten Verordnung zur 
Änderung der Verordnung über die in- 
ternationale Registrierung von Fabrik- 
oder Handelsmarken am 1. August 1953. 

Artikel 2 
Gebührenmarken 

Zu § 2 

Diese Vorschrift ist unverändert aus dem bis- 
herigen Gebührentarif in der durch § 9 des 
F ünf teil Überleitungsgesetzes geänderten 
Fassung übernommen worden. 

Artikel 3 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 
Zu § 3 

Abs. 1 entspricht wörtlich der In § 13 Abs. 4 
des Fünften Überleitungsgesetzes und inhalt- 
lich auch der in Art. II Abs. 2 des Gesetzes 
über die patentamtlichen Gebühren vom 
5. Mai 1936 enthaltenen Bestimmung, Mit 
dieser Vorschrift soll lediglich klargestellt 
werden, daß nur die nach dem Inkrafttreten 
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des Gesetzes fällig werdenden Gebühren nach 
den erhöhten Sätzen des Entwurfs entrichtet 
werden müssen und für die Anwendung des 
Gebührentarifs des Entwurfs und damit die 
Höhe der im einzelnen Fall zu entrichten- 
den Gebühr nicht der Zeitpunkt der Ent- 
richtung der Gebühr, sondern der Zeitpunkt 
ihrer Fälligkeit maßgebend sein soll. Eine 
Sonderbestimmung über vorausgezahlte Pa- 
tentjahresgebührcn trifft § 4 des Entwurfs 
(vgl. unten). 

Abs. 2 stellt klar, daß für aufrechterhaltene 
Alt-Patente die Jahresgebühren auch weiter- 
hin in Höhe von zwei Dritteln der vollen 
Gebührensätze zu entrichten sind, soweit es 
sich nicht um Alt-Patente handelt, deren 
Schutzdauer nadi dem Gesetz über die Ver- 
längerung der Dauer bestimmter Patente 
vom 15. Juli 1951 (BGBl. I S. 449) verlän- 
gert worden ist. Soweit die ermäßigten Jah- 
resgebühren nadi dem Inkrafttreten des Ge- 
setzes fällig werden, errechnen sie sich nach 
den erhöhten Sätzen des Entwurfs. 

Zu §4 

Diese Bestimmung sieht aus Billigkeitsgrün- 
den vor, daß für die nach § 11 Abs. 9 des 
Patentgesetzes vorausgezahlten Patentjahres- 
gebühren der Unterschiedsbetrag zwischen 
den nach den bisherigen Gebührensätzen und 
den nach dem Entwurf zu entrichtenden Ge- 
bühren nicht nachgezahlt zu werden braucht. 
Dies ersdieint erforderlich, um die in § 11 
Abs. 9 des Patentgesetzes vorgesehene Mög- 
lichkeit der rechtswirksamen Vorauszahlung 
der Patentjahresgebühren nicht weitgehend 
zu entwerten. Von dieser Billigkeitsregelung 
werden die seit dem 1. Januar 1954 vorge- 
nommenen Vorauszahlungen ausgenommen, 
damit nicht solche Vorauszahlungen geschützt 
werden, die zur Umgehung der Gebühren- 
erhöhung vor dem Inkrafttreten des Geset- 
zes geleistet worden sind. 

Zu § 5 

Diese Vorschrift soll den Eintritt von Rechts- 
verlusten vermeiden, die dadurch entstehen 
würden, daß In den ersten drei Monaten nach 
dem Inkrafttreten des Gesetzes fällige Ge- 
bühren aus Unkenntnis noch nach den alten 
Sätzen entrichtet werden. Die Frist von drei 
Monaten erscheint ausreichend, um allen Be- 
teiligten Gelegenheit zu geben, von der Ge- 
bührenerhöhung Kenntnis zu nehmen. Nach 
Ablauf dieser Frist ist deshalb ein schutzwür- 


diges Bedürfnis für die Anerkennung unvoll- 
ständiger Zahlungen nldit mehr gegeben. 
Voraussetzung für die gesetzliche Fiktion der 
rechtzeitigen Entrichtung der Gebühr Ist In 
jedem Falle, daß der bisherige Betrag in vol- 
lem Umfang und rechtzeitig entrichtet wird. 
Nur unter diesen Voraussetzungen wird auch 
der Verspätungszuschlag nicht erhoben. Denn 
der Entwurf will nicht die Fälle schützen, die 
auch nach den bisherigen Vorschriften nicht 
als schutzwürdig anerkannt waren. 

Um zu gewährleisten, daß im Einzelfall die 
Möglichkeit und Notwendigkeit der Nach- 
zahlung nicht übersehen und die Höhe des 
nachzuzahlenden Unterschiedsbetrages richtig 
berechnet wird, ist vorgesehen, daß das Patent- 
amt zur Entriditung des Unterschiedsbetrages 
auffordert. Für die Gebühren, die mit einem 
Antrag oder Rechtsmittel zu entrichten sind 
(Abs. 1), ist nach den bisherigen Vorschriften 
der Erlaß einer Zahlungsaufforderung durch 
das Patentamt nicht vorgesehen. Insoweit 
muß deshalb die Zahlungsaufforderung neu 
vorgeschrieben werden. Die In Abs. 2 aufge- 
führten Gebühren sind dagegen schon nach 
den bisherigen Vorschriften erst nach Auf- 
forderung durch das Patentamt zu entrichten. 
Insoweit genügt es daher, auf die In den bis- 
herigefi Vorschriften vorgesehene Benach- 
richtigung durch das Patentamt zu verweisen. 

Zu § 6 

Der durch § 13 des Fünften Überleitungs- 
gesetzes eingeführte Zuschlag in Höhe von 
20 V. H. soll auf die nach dem Inkrafttreten 
des Gesetzes fällig werdenden Gebühren keine 
Anwendung mehr finden. Ausgenommen Ist 
lediglich die Einspruchsgebühr, die nach § 17 
des Fünften Überleitungsgesetzes nur noch für 
Einsprüche gegen Patentanmeldungen erhoben 
wird, die vor dem 1. Januar 1955 gemäß § 30 
Abs. 2 des Patentgesetzes bekanntgemacht 
werden. Die Einsprudasgebühr fällt also ab 
1. Mai 1955 weg und ist deshalb in den Ge- 
bührentarif des Entwurfs nicht aufgenommen 
worden. Es würde aber einer nicht gerecht- 
fertigten Ermäßigung dieser Gebühr gleich- 
kommen, wenn für sie nicht weiterhin der 
20Volge Zusdilag entrichtet werden müßte. 

Da sich § 5 des Entwurfs nur auf die patent- 
amtlichen Gebühren bezieht, sind die Ver- 
waltungsgebühren des Patentamts (§ 34 Abs. 3 
und 6 der Verordnung vom 6. Juli 1936 

— RGBl. II S. 219 — ; § 4 der Prüfungsord- 
nung für Patentanwälte vom 7. Oktober 1933 

— Reichsministerialblatt S. 502 — ), die In 
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dem Gebührentarif des § 1 des Entwurfs nicht 
enthalten sind und auch nicht anderweitig er- 
höht wurden, weiterhin mit einem Zuschlag 
von 20 V. H. zu entrichten. 

Zu § 7 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin- 
Klausel. 


Zu § 8 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten des 
Gesetzes. Die angespannte Haushaltslage des 
Deutschen Patentamts erfordert ein möglichst 
baldiges Inkrafttreten des Gesetzes. Der bei 
einem kurzfristigen Inkrafttreten des Ge- 
setzes bestehenden Gefahr des Eintritts von 
Rechtsverlusten wird durch § 5 des Entwurfs 
vorgebeugt. 


Anlage zur Begründung 


Vergleichende Übersicht über die bisherigen 
und die vorgeschlagenen Gebührensätze 


A. Bei Patenten 

1936 

RM 

1953 

DM 

Entwurf 

DM 

1. für die Anmeldung (§ 26 Abs. 2 des Patentgesetzes) , . 

2. für die Bekanntmachung der Anmeldung (§11 Abs. 1, 

25 

30 

50 

§31) 

30 

36 

60 

3. a) für das 3. Patentjahr (§11 Abs. 1) 

30 

36 

50 

b) für das 4. Patentjahr (§ 11 Abs. 1) 

30 

36 

50 

c) für das 5. Patentjahr (§11 Abs. 1) 

50 

60 

80 

d) für das 6. Patentjahr (§11 Abs. 1) 

75 

90 

125 

e) für das 7. Patentjaihr (§ 11 Abs. 1) 

100 

120 

175 

f) für das 8. Patentjahr (§ 11 Abs. 1) 

150 

180 

250 

g) für das 9. Patentjahr (§11 Abs. 1)' 

200 

240 

325 

h) für das 10. Patentjahr (§11 Abs. 1) 

250 

300 

400 

i) für das 11. Patentjahr (§11 Abs. 1) 

325 

390 

525 

k) für das 12. Patentjahr (§11 Abs. 1) . 

400 

480 

675 

1) für das 13. Patentjahr (§11 Abs. 1) 

500 

600 

825 

m) für das 14. Patentjahr (§11 Abs. 1) 

600 

720 

1000 

n) für das 15. Patentjahr (§ 11 Abs. 1) 

700 

840 

1175 

o) für das 16. Patentjahr (§11 Abs. 1) 

800 

960 

1350 

p) für das 17. Patentjahr (§11 Abs. 1) 

900 

1080 

1525 

q) für das 18. Patentjahr (§11 Abs. 1) 

4. für den Antrag auf Festsetzung der angemessenen Ver- 

1000 

1200 

1700 

gütung für die Benutzung der Erfindung (§14 Abs. 4) 

25 

30 

50 

5. für den Antrag auf Änderung der festgesetzten Ver- 
gütung für die Benutzung der Erfindung (§14 Abs. 5) 

6. für den Antrag auf Eintragung einer Änderung in der 

50 

60 

100 

Person des Patentinhabers oder seines Vertreters (§24 
Abs. 2) 

10 

12 

20 

7. für den Antrag auf Eintragung der Einräumung eines 




Rechts zur ausschließlichen Benutzung der Erfindung 
oder auf Löschung dieser Eintragung (§ 25 Abs. 4) . . . 

10 

12 

20 


12 




1936 

1953 

Entwurf 


RM 

DM 

DM 

8. für di'C Einlegung der Beschwerde (§ 34 Abs. 1) . . . . 

20 

24 

60 

9. für den Antrag auf Beschränkung des Patents (§ 36 a). . 

— 

60 

60 

10. für den Antrag auf Erklärung der Nichtigkeit oder auf 
Zurücknahme oder auf Erteilung einer Zwangslizenz 
(§ 37 Abs. 4) 

50 

60 

350 

11. für den Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Verfügung 
(§ 41 Abs. 2) 

50 

60 

300 

12. für die Einlegung der Beschwerde gegen die Entscheidung 
über den Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Verfügung 
(§ 41 Abs. 3) 

100 

120 

300 

13. für die Anmeldung der Berufung (§ 42 Abs. 1) . . . . 

150 

180 

300 

B. Bei Gebrauchsmustern 

1. für die Anmeldung (§ 2 Abs. 5 des Gebrauchsmuster- 
gesetzes) 

15 

18 

30 

2. für den Antrag auf Eintragung einer Änderung in der 
Person des Rechtsinhabers oder seines Vertreters (§ 3 
Abs. 4) ■ 

5 

6 

10 

3. für die Verlängerung der Schutzdauer (§14 Abs. 2) . . 

60 

72 

150 

4. für die Einlegung der Beschwerde (§ 4 Abs. 2, soweit 
§ 34 des Patentgesetzes anzuwenden ist) 



24 

60 

5. für den Antrag auf Löschung (§8) 

50 

60 

150 

6. für die Einlegung üer Beschwerde gegen den Beschluß 
der Gebrauchsmusterabteilung (§ 10 Abs. 1) 

150 

180 

250 

C. Bei Warenzeichen 

1. für die Anmeldung — Anmeldegebühr — (§2 Abs. 3 
des Warenzeichengesetzes) 

15 

18 

30 

2. für die Anmeldung — Klassengebühr — (§2 Abs. 3) 

5 

6 

20 

3. für die Erhebung des Widerspruchs (§ 5 Abs. 5) . . . . 

— 

12 

12 

4. für den Antrag auf Eintragung eines Übergangs des 
Warenzeichens oder eines Wechsels des Vertreters des 
Zeicheninhabers (§ 3 Abs. 1 Nr. 3, § 8 Abs. 1) . . . . 

10 

12 

20 

5. für die Eintragung (§7) 

15 

18 

50 

6. für den Antrag auf besdileunigte Eintragung (§ 6 a Abs. 2) 

— 

60 

60 

7. für die Verlängerung der Schutzdauer — Verlängerungs- 
gebühr — (§9 Abs. 2) 

50 

60 

120 

8. für die Verlängerung der Schutzdauer — Klassengebühr — 

(§ 9 Abs. 2) 

5 

6 

30 

9. für die Anmeldung eines Verbandszeichens — Anmelde- 
gebühr — (§17 Abs. 3, § 2 Abs. 3) 

100 

120 

300 

10. für die Anmeldung eines Verbandszeichens — Klassen- 
gebühr — (§17 Abs. 3, § 2 Abs. 3) 

15 

18 

50 


13 



1936 1953 Entwurf 


RM DM DM 

11. für die Eintragung eines Verbandszeichens (§ 17 Abs. 3, 

§ 7) 100 120 300 

12. für die Verlängerung der Schutzdauer eines Verbands- 
zeichens — Verläneerungsgebühr — (^17 Abs. 3, ^ 9 

Abs. 2) 500 600 1000 

13. für die Verlängerung der Schutzdauer eines Verbands- 
zeichens — Klassengebühr — (§17 Abs. 3, § 9 Abs. 2) 15 18 75 

14. für die Einlegung der Beschwerde (§13 Satz 1) außer dem 

Falle der Nr. 16 20 24 60 

15. für den Antrag auf Löschung (§10 Abs. 2 Nr. 2) . . . 50 60 150 

16. für die Einlegung der Beschwerde in Löschungssachen 

(§ 13 Satz 1, § 10 Abs. 2 Nr. 2) 150 180 250 


D. Sonstige Gebühren 


1. Zuschlaggebühr für die Verspätung der Zahlung 

a) der Bekanntmachungsgebühr oder einer Patentjahres- 
gebühr (A. Nr. 2, 3 Buchst, a bis q des Tarifs; § 31 
Satz 2, § 1 1 Abs. 3 Satz 2 des Patentgesetzes) . . . 

b) der Gebühr für die Verlängerung der Schutzdauer 

eines Gebrauchsmusters (B, Nr. 3 des Tarifs; § 14 [ 

Abs. 2 Satz 4 des Gebrauchsmustergesetzes) .... 

c) der Gebühr für die Verlängerung der Schutzdauer 
eines Warenzeichens (C. Nr. 7 und 12 des Tarifs; 

§ 9 Abs. 2 Satz 5, § 17 Abs. 3 des Warenzeichen- 
gesetzes) 

2. Nationale Gebühr für den Antrag auf internationale 
Markenregistrierung (§ 2 Abs. 2 des Gesetzes über den 
Beitritt des Reichs zu dem Madrider Abkommen über 
die internationale Registrierung von Fabrik- oder Handels- 
marken vom 12. Juli 1922, Reichsgesetzbl. II S. 669,779) 

3. Gebühr für die Einlegung der Beschwerde nach § 2 Abs. 3 

der Verordnung über die internationale Registrierung 
von Fabrik- und Handelsmarken in der Fassung vom 
17. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 656) 


10 V. H. der nachzu- 
zahlenden Gebühr 


50 60 100 


24 60 


14 



